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AKTUELL 
Referendumsbegehren 
Jagdgesetz 

Wie verlautet ist das Referen­
dumsbegehren gegen das vom 
Landtag beschlossene Jagdgesetz 
zustandegekommen. 1417 haben 
das Referendum unterzeichnet. Ge­
stern ist es bei der Regierungskanz­
lei eingereicht worden. 

FBP: Für vermehrte Steuergerechtigkeit 
FBP-Fraktion reichte Motion zum Ausgleich dgr «kalten Progression» ein 

Auf nach Malbun -
40 cm Neuschnee! 

Malbun meldet 40 cm Neuschnee und 
von vorherigen Schneefällen hat es die 
Löcher schon ein wenig ausgeblasen. 
Dies würde bedeuten, dass über das kom­
mende Wochenende bereits gute Verhält­
nisse vorherrschen und die Ferientage 
über Weihnachten/Neujahr «gerettet» 
sind. Man sieht es den sichtlich erleichter­
ten Gastleuten an, wenn man mit ihnen 
spricht, dass der langersehnte Schnee nun 
gekommen ist. 

Malbun hat vieles anzubieten diesen 
Winter. Der Kurverein wird monatlich 
ein Programm veröffentlichen und lädt 
jetzt schon alle ein, sich rege an den 
Aktivitäten zu beteiligen. Auskunft er­
teilt gerne das Malbuner Verkehrsbüro, 
Tel. Nr. 26577. 

Achtung: Tälelift ab sofort geöffnet, 
tolle Verhältnisse; Schneefluchtlift ab so­
fort geöffnet, tolle Verhältnisse; Sessellift 
Sareis ab Samstag offen. 

Die Malbuner Gastbetriebe, die Skilift 
AG, die Malbunbahn AG.d ie  Geschäfte 
sowie der Kurverein wünschen allen 
Freunden von Malbun jind unserer herrli­
chen Alpen weit, sei dies vor oder hinter 
dem Kulm, gesegnete Weihnachten und 
viel Glück im neuen Jahr. 

Achtung: Auch Steg wartet auf die 
langlaufhungrigen Besucher. 

Der Teuerungsausgleich führt dazu, 
dass die Lohnsumme anwachst und der 
Steuerzahler aufgrund der steil ansteigen­
den Progressionsskala immer mehr an 
den Fiskus abliefern muss. Die FBP-
Fraktionhatte bereits vor zwei Jahren in 
einem Postulat die Regierung eingela­
den, entsprechende Abzüge zu überprü­
fen, um die Auswirkungen dersogenann-
ten «kalten Progression» zu mildern. Da 
dieses Postulat bisher von der Regierung 
unbeantwortet blieb und das neue Steuer­
gesetz weiter auf sich warten lässt, hat die 
FBP-Fraktion gestern vormittag eine Mo­
tion für vermehrte Steuergerechtigkeit 
eingereicht. 

Der Regierung soll mit dieser Motion 
der Auftrag erteilt werden, eine gesetzli­
che Regelung für den Ausgleich der «kal­
ten Progression» vorzubereiten und dem 
Landtag in Vorschlag zu bringen. Nach 
dem Auftrag der Motion sollte die Über­
prüfung- zur Ausschaltung der «kalten 
Progression» in zweierlei Hinsicht erfol­
gen: Entweder, indem der Steuersatz der 
Vermögens- und Erwerbsteuer gesenkt 
und die steuerliche Progressionsskala und 
die Sozialabzüge an die zwischenzeitliche 
Gesamtteuerung angepasst werden, oder 
allein durch eine Anpassung der Progres­
sionsskala und der Sozialabzüge. 

Steuererhöhungen und Kaufkraftverluste 
In ihrer Begründung wiesen die Motio-

näre daraufhin, dass vor zwei Jahren, am 
15. Dezember 1982 die Fraktion der FBP 
ein Postulat eingereicht habe, indem die 
Regierung eingeladen wurde, Abzüge 
vom Erwerb sowie die kalte Progression 
zu prüfen und auf die veränderten Ver­
hältnisse abzustimmen. Bis heute blieb 
dieses Postulat unbeantwortet. Die An­
passung der Progressionsskalen an die so­
genannte kalte Progression erfolgte letzt­
mals für das Steuerjahr 1980. Der stetige' 
Anstieg des Lebenskostenindexes in den 

Förderung des öffentlichen Verkehrs 
Jugendliche zahlen laut Regierungsbeschluss für Postauto-
Monatsabonnement zehn Franken weniger 

(pafl) - Die Regierung beschliesst, den 
reduzierten Postautotarif für Monats­
abonnemente um ein Jahr zu verlängern. 
Währenddem, das Monptsabonnement für 
Erwachsene nach wie vor 50 Franken ko­
sten soll, erfahrt das Monatsabonnement 
für Schüler und Lehrlinge eine weitere 
Preisreduktion um 10 Franken und be­
trägt damit neu noch 30 Franken. Gleich­
zeitig spricht sich die Regierung dafür 
aus, die auf den Namen ausgestellten 
Abonnemente in unpersönliche und da­
mit übertragbare IVfonatsabonnemente 
umzuwandeln. 

Zur Förderung des öffentlichen Ver­
kehrs hat die Regierung im September 
1983 eine Kommission eingesetzt. Auf 
den 1. März 1984 sind die Fahrpreise für 
Monatsabonnemente herabgesetzt und 

vereinheitlich worden. Der Preis für ein 
Monatsabonnement beträgt seither 50 
Franken für Erwachsene und 40 Franken 
beziehungsweise ab Januar 1985 30 Fran­
ken für Schüler und Lehrlinge. 

Diese günstigen Tarife sind Bestandteil 
der Massnahmen zur Förderung des öf­
fentlichen Verkehrs, welche die Benut­
zung des Postautos attraktiver machen 
sollen. Wenn auch nach den bisher vorlie­
genden Zahlen über den Reiseverkehr 
mit den liechtensteinischen Postautos kei­
ne ins Gewicht fallende Nachfragezunah­
me festgestellt werden konnte, sind die 
günstigen Fahrpreise doch eine wesentli­
che Voraussetzung dafür, mittel- bis lang­
fristig ein Umsteigen vom Individualver-
kehr auf den öffentlichen Verkehr zu be­
wirken. 

Im Zusammenhang mit der Förderung des öffentlichen Verkehrs erfährt der Postauto­
tariflaut Regierungsbeschluss vom Dienstag dieser Woche bei Monatsabonnemeats für 
Schüler und Lehrlinge eine Preisredukiion um1& Franken und beträgt damit neu noch 
30 Franken. 

letzten drei Jahren erforderte für Arbeit-, 
nehmer Teuerungsausgieiche. Der In­
dexstand per 1. Januar l981 betrug 110,9 
Punkte, per ,31. Oktober 1984 130,4 
Punkte - Veränderung 19,5 Punkte in 
Prozenten i7,£ Prozent. Die Teuerungs­
anpassungen betrugen im Durchschnitt 
im Jahre 1981 5,1 Prozent! 1982 4,5 Pro­
zent, 1983 3,0 Prozent und 1984 3,0 Pro­
zent. Demnach ergibt sich.eine Gesamt­
teuerung von 1981 bis 1984 von 15,6 Pro­
zent, ohne dass eine Anpassung der 
steuerlichen Progressionsskala ins Auge 
gefasst wurde. Für den Steuerzahler (Ar­
beitnehmer und Selbständigerwerben­
den) bedeutet die?, jährliche Steuererhö­
hungen und Kaufkraftverluste. 

Reallohnverluste 
• 
Wenn ein Arbeitnehmer mit mittlerem, 

Einkommen den Teuerungsausgleich er­
hält, dann hat er auf dem Papier zwar 
mehr Lohn. In Wirklichkeit aber musste 
er einen gewissen Reallohnverlust in 
Kauf nehmen. Denn diese Lohnerhöhun­
gen führten dazu, dass er aufgrund der 
steil steigenden Steuerskala immer grös­
sere Prozentsätze seines Einkommens an 
das Steueramt abliefern muss. 

Wenn 1981 beispielsweise ein Arbeit­
nehmer einen Erwerb von 39000 Franken 
erzielte, dies als Durchschnittseinkom­
men galt und entsprechend besteuert 

wurde, so stieg sein Einkommen auf­
grund der ständig steigenden Teuerung 
(15,6 Prozent) auf 45 078 Franken an. Mit 
diesem höheren Einkommen zahlen Ar­
beitnehmer uiid Selbständigerwerbende 
verhältnismässig mehr Steuern, ohne dass 
sie real eigentlich mehr verdienen. 

Das durchschnittliche Einkommen ist 
von 1981 bis 1984 um 15,6 Prozent ange­
stiegen. Hingegen die Steuern stiegen 
von 1921 Franken auf 2572 Franken an, 
dies sind 33,88 Prozent. 

Als 1980 die steuerliche Progressions­
skala angepasst wurde, war man der 
Überzeugung, dass bei jedem die Bemes­
sung der Steuern nach Massgabe seiner 
Leistungsfähigkeit zu erfolgen hat. 

Ohne dass der Gesetzgeber Steuerer­
höhungen zustimmte, musste der Steuer­
zahler Steuererhöhungen in Kauf 
nehmen. 

Es ist deshalb ein Akt der Steuerge­
rechtigkeit, die kalte Progression auszu­
gleichen. 

Der Regierung wird daher der Auftrag 
erteilt, eine gesetzliche Regelung für den 
Ausgleich der kalten Progression vorzu­
bereiten und dem Landtag in Vorschlag 
zu bringen. Die Regierung soll gleichzei­
tig im Sinne der Steuergerechtigkeit eine 
gesetzliche Regelung prüfen, die einen 
periodischen Ausgleich der kalten Pro­
gression vorsieht. 

Wann beginnt die 
Berufslehre? 
Information des 
Berufsbildungsamtes 

In einer Aussendung an die Lehr­
betriebe im Fürstentum Liechten­
stein verweist das Berufsbildungs­
amt auf den Semesterbeginn an den 
Berufsschulen in der Region, der 
voraussichtlich auf den 22. April 
1985 festgelegt wird. So empfiehlt 
das zuständige Amt, dass die neuen 
Lehrverträge mit Beginn 15. April 
1985 abzuschliessen sind, und dass 
der Lehrmeister den Lehrling späte­
stens v o r  Beginn der Lehre an den. 
entsprechenden . Gewerbeschulen 
schriftlich anzumelden habe. Die 
Lehrverträge müssen laut Berufsbil­
dungsgesetz vor Beginn der Lehre 
dem Berufsbildungsamt, Postge­
bäude, Schaan, zur Beglaubigung 
zugestellt werden. 

Schulbeginn und Einschreibetag 
der verschiedenen gewerblichen 
und kaufmännischen Schulen in un­
serer Region finden Sie unter den 
Amtlichen Publikationen im Innern-
der heutigen Nummer. 

Zustimmung für Finanzausgleich und Mindestfeiien 
Der Landtag verabschiedete gestern vormittag vier Gesetzesvorlagen 
und nahm Kunämachtingsgesetz in Angriff 

Bevor der Landtag in der gestrigen 
Nachmittagssitzung auf die Finanzge­
schäfte mit Voranschlag 1985 und Finanz­
planung 1985 bis 1989 eintrat, hatte er am 
Vormittag bereits vier Gesetzesvorlagen 
im Detail beraten und mit einer Ausnah­
me einstimmig verabschiedet. Ausserdem 
zog er in erster Lesung ein Verfassungs­
gesetz über die Kundmachung von Erlas­
sen in Beratung. 

Nach der Zustimmung des Landtags 
werden erwachsene Arbeitnehmer vom 
1. Januar 1985 weg einen Ferienanspruch 
von mindestens vier Wochen geltend ma­
chen können. Für jugendliche Arbeiter 
unter 20 Jahren gelten Mindestansprüche 
von fünf Wochen. Die Diskussion im 
Plenum drehte sich vor allem um die 
Festlegung des Mindestanspruchs, der 
nach Auffassung verschiedener Abgeord­
neter der Anlass für weitere Forderungen 
nach mehr Ferien in den nächsten Jahren 
sein kann. Schliesslich passierte die Vor­
lage mit 14 Stimmen - bei einer Stimm­
enthaltung - den Landtag. 

Fünf Wochen Ferien für. Lehrlinge 
Bei der zweiten Gesetzesvorlage, die 

eine Angleichung an den Ferienanspruch 
der Arbeiter und die schweizerische Re­
gelung forderte, entfachte sich die Dis­
kussion erneut am Mindestanspruch. 
Während ein Teil der Abgeordneten die 
Ansicht vertrat, die Festlegung des Min­
destanspruchs erübrige sich, da für alle 
Lehrlinge die gleichen Regelungen gelten 

sollten, stellte »Regierungschef Hans 
Brunhart die Frage nach der Durchführ­
barkeit einer einheitlichen Regelung. Zu 
reden gab ausserdem der Vorschlag, die 
Lehrlinge hätten wenigstens drei Wochen 
ihrer Ferien an einem'Stück zu beziehen. 
Dieser vom Abgeordneten. Dr. Dieter 
Walch (FBP) aus gesundheitlichen Über­
legungen gemachte Antrag fand aller­
dings keine Mehrheit; Dafür aber stimm­
te der Landtag dem Antrag zu, das Wort 
«mindiestens» zu streichen;. Damit haben 
die liechtensteinischen Lehrlinge ab dem 
1. Januar 1985 Anspruch auf fünf Wo­
chen Ferien. s r 
Zustimmung zu Entwicklungshilfe 

Praktisch diskussionslos genehmigte 
der Landtag anschliessend die' Vorlage 
über die Förderung der Katastrophen-
und Entwicklungshilfe. Im. Gegensatz 
zum ersten Regierungsantrag, der die Bil­

dung einer öffentlich-rechtlichen Stiftung 
für die Entwicklungszusammenarbeit 
vorsah und nach Widerstand im Landtag 
von der Regierung wieder zurückgezogen 
worden war, erhielt die modifizierte 
Form des Gesetzes die einhellige Zustim­
mung des Landtags. Das Rahmengesetz 
regelt die Beitragsleistungen des Staates 
an die verschiedenen Organisationen, die 
in der Entwicklungs- und Katastrophen­
hilfe tätig sind, und lässt die Errichtung 
einer entsprechenden Stiftung des priva­
ten Rechts - wie bisher - zu. 

Finanzausgleich nach 
Regierungsvorschlag 

Auch beim Finanzausgleich setzte sich 
der Vorschlag der Regierung durch, ob­
wohl verschiedene.Anträge für eine wei­
tergehende Abänderung der staatlichen 
Ausgleichszahlungen plädiert hatten. Die 
Vorlage der Regierung, die eine Stabili­

sierung des Finanzausgleichs auf dem 
heutigen Stand (rund 40 Millionen Fran­
ken jährlich) sowie eine Umverteilung 
eines Teils der Ausgleichsmittel von den 
finanzstärkeren auf die finanzschwäche­
ren Gemeinden vorsah, war grundsätzlich 
unbestritten. Die Forderungen einzelner 
Abgeordneter betrafen vor allem die stär­
kere Berücksichtigung bevölkerungs­
schwacher Talgemeinden sowie den 
Übergang des. Berechnungssystems auf 
jeweils aktuelle Bevölkerungszahlen, um 
der Entwicklung der Gemeinden besser 
Rechnung tragen zu können. . Zum 
Schluss setzte sich die Auffassung durch, 
dass es zum jetzigen Zeitpunkt problema­
tisch sei, eine Änderung herbeizuführen, 
da eine nochmalige Umverteilung der Fi­
nanzmittel wahrscheinlich zu schwierigen 
Finanzsituationen in einzelnen Gemein­
den führen könnte. Eine Änderung wird 
also frühestens auf das Jahr 1986 möglich. 

Erhebung der Waldschadensituation 1984 
Regierung befasste sich mit ersten Ergebnissen des Programms 
«Gesunder Wald» (GEWA) 

Wie einer Mitteilung des Presse- und 
Informationsamtes zu entnehmen ist, hat 
sich die Regierung in ihrer Sitzung vom 
Dienstag dieser Woche u.a. auch mit der 
Erhebung der Waldschadensituation 1984 
befasst. Die Regierung hat die vorliegen­
den, ersten Ergebnisse des vor einem 
Jahr angelaufenen Programms «Gesun­
der Wald» (GEWA) zur Erforschung, Er-
fassung und Bekämpfung der Waldschä­
den in der Periode 1984 bis 1990 zur 
Kenntnis" genommen. 

Unter Anwendung der im Oktober/No­
vember 1983 eingeführten Erhebungsme­
thode nahmen die Gemeindeförster in 
den Wirtschaftswäldern mit einer Fläche 
von 2309 Hektaren im Oktober 1984 eine 
erneute gutachtliche Schätzung der Wald­
schäden vor. Gemäss dieser Bestandes­
aufnahme über das heute feststellbare 
Ausmass der Waldschadensituation 
schwankt der Anteil geschädigter Bäume 
von Waldgebiet zu Waldgebiet recht 
stark. Auch innerhalb eines Waldgebietes 
liegen kleinflächig sehr unterschiedliche 
Schadensituationen vor. Dementspre­

chend gross ist auch die Spannweite des 
Schadenaustnasses der untersuchten 
Baumarten. So werden geschädigte Fich­
ten mit 19 bis 68 Prozent (Vorjahr: 7 bis 
61 Prozent) ausgewiesen, bei den Tannen 
liegt der Anteil geschädigter Bäume zwi­
schen 32 und 97 Prozent (Vorjahr: 20 bis 
86 Prozent) und bei den Föhren zwischen 
20 und 92 Prozent (Vorjahr: 20 bis 86 
Prozent). 

Die wesentlich stärkere Schädigung der 
Weisstanne gegenüber der Fichte und der 
Föhre bestätigt sich auch in der Tatsache, 
dass bei ihr der Anteil höherer Schaden­
grade deutlich grösser ist. 

Gesamthaft gilt die Feststellung, dass 
im gewichteten Durchschnitt der Nadel­
baumbestände innerhalb des Wirtschafts­
waldes 42 Prozent (39 Prozent) der Fich­
ten, 69 Prozent (55 Prozent) der Tannen 
und 53 Prozent (46 Prozent), der Föhren 
Schädigungen aufweisen. Die geschädig­
ten Nadelbaumbestände im Wirtschafts­
wald umfassen rechnerisch 725. Hektar 
(619 Hektar) oder 32 Prozent der Wald­
fläche. 


